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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Max Stadler, Jens Ackermann, Dr. Karl Addicks, Christian 
Ahrendt, Uwe Barth, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst, Ernst Burgbacher, 
Mechthild Dyckmans, Jörg van Essen, Ulrike Flach, Otto Fricke, Horst Friedrich 
(Bayreuth), Hans-Michael Goldmann, Miriam Gruß, Joachim Günther (Plauen), 

Dr. Christel Happach-Kasan, Heinz-Peter Haustein, Elke Hoff, Birgit Homburger, 
Dr. Werner Hoyer, Dr. Heinrich L. Kolb, Gudrun Kopp, Jürgen Koppelin, Heinz 
Lanfermann, Harald Leibrecht, Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, Michael Link 
(Heilbronn), Horst Meierhofer, Patrick Meinhardt, Jan Mücke, Burkhardt Müller- 
Sönksen, Hans-Joachim Otto (Frankfurt), Detlef Parr, Cornelia Pieper, Gisela Piltz, 
Frank Schäffler, Marina Schuster, Dr. Hermann Otto Solms, Carl-Ludwig Thiele, 
Florian Toncar, Christoph Waitz, Dr. Claudia Winterstein, Dr. Volker Wissing, 
Hartfrid Wolff (Rems-Murr), Dr. Guido Westerwelle und der Fraktion der FDP 


Beschäftigungssituation der Beamtinnen und Beamten bei den 
Postnachfolgeunternehmen 


Die Postnachfolgeuntemehmen Deutsche Post AG, Deutsche Postbank AG und 
Deutsche Telekom AG beschäftigen auf der Grundlage des Postpersonalrechts- 
gesetzes Beamtinnen und Beamten des Bundes. Insbesondere bei der Deutschen 
Telekom AG bestehen Personalüberhänge, die die Ertragssituation des Unter- 
nehmens belasten und die Beschäftigungssituation der Beamtinnen und Beam- 
ten negativ beeinflussen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . Wie viele Beschäftigte haben die Postnachfolgeuntemehmen insgesamt, wie 
viele hiervon sind Beamtinnen und Beamte (bitte unterschieden nach Unter- 
nehmen, getrennt nach männlich und weiblich und gegliedert nach Laufbah- 
nen und Laufbahngruppen)? 

2. Wie viele Beamtinnen und Beamte sind aktiv bei den Unternehmen im Sinne 
des Artikels 143b Absatz 3 des Grundgesetzes selbst tätig, wie viele in-sich- 
beurlaubt, wie viele zu Tochter- bzw. Beteiligungsunternehmen der Unter- 
nehmen und wie viele für eine Tätigkeit bei den Unternehmen beurlaubt, und 
wie viele Tochtergesellschaften und Beteiligungen zugewiesen (bitte unter- 
schieden nach Unternehmen, getrennt nach männlich und weiblich und ge- 
gliedert nach Laufbahnen und Laufbahngruppen)? 

3. Wie viele Beamtinnen und Beamte der Postnachfolgeuntemehmen sind seit 
wann zur Bundesagentur für Arbeit abgeordnet, und besteht die Absicht der 
endgültigen Versetzung, und wenn nein, wamm nicht? 
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4. Gibt es weitere Abordnungsfälle, und wenn ja, unter welchen Umständen, 
und wie groß ist die Zahl (bitte unterschieden nach Unternehmen, getrennt 
nach männlich und weiblich und gegliedert nach Laufbahnen und Lauf- 
bahngruppen), und besteht hier die Absicht der endgültigen Versetzung, und 
wenn nein, warum nicht? 

5. Gewährleisten die Unternehmen den Anspruch der Beamtinnen und Beam- 
ten auf eine amtsangemessene Beschäftigung, und wenn ja, wie, und wenn 
nein, warum nicht? 

6. Gibt oder gab es Rechtsstreitigkeiten (Verwaltungsverfahren, Wider- 
spruchsverfahren, Gerichtsverfahren) über den Anspruch einzelner Beam- 
tinnen und Beamten auf amtsangemessene Beschäftigung, und wenn ja, wie 
viele seit 1998, wie viele sind abschließend erledigt durch Bescheid, Wider- 
spruchsbescheid, Gerichtsentscheidung, wie viele zugunsten der Beamtin- 
nen und Beamten, wie viele zugunsten der einzelnen Unternehmen, wie 
viele durch Vergleich, wie viele sind noch anhängig? 

7. Welche hauptsächlichen Schwierigkeiten bestehen aus Sicht der einzelnen 
Unternehmen bei der Beschäftigung von Beamtinnen und Beamten in den 
Postnachfolgeunternehmen, bei ihren Töchtern oder Beteiligungen? 

8 . Welche Instrumente haben die einzelnen U nternehmen in der Vergangenheit 
in welchem Umfang zum Abbau von beamtetem Personal eingesetzt? 

9. Sehen die einzelnen Unternehmen die Notwendigkeit zu einem weiteren 
Abbau von beamtetem Personal, und wenn ja, warum? 

10. Reichen die vorhandenen Instrumente aus, und wenn nein, warum nicht? 

1 1 . Welche darüber hinaus gehenden Instrumente erachten die einzelnen Unter- 
nehmen als erforderlich an, und welche schlagen sie vor? 

12. Zählt dazu auch die Mitnahmefähigkeit der Versorgung? 

13. Wie sollen diese Instrumente im Einzelnen ausgestaltet werden? 

14. Welche Haltung hat die Bundesregierung zu den Fragen 7 bis 13? 

15. Welche konkreten beruflichen Perspektiven haben die Beamtinnen und 
Beamten bei den Postnachfolgeunternehmen, auch soweit sie beurlaubt, 
in-sich-beurlaubt, abgeordnet oder zugewiesen sind? 

16. Welche konkreten beruflichen Perspektiven, insbesondere welche Beförde- 
rungsaussichten haben die Beamtinnen und Beamten der einzelnen Post- 
nachfolgeunternehmen in Abordnungsfällen? 

17. Welche Beförderungsstandzeiten gibt es in den jeweiligen Laufbahnen in 
den einzelnen Unternehmen aktuell (gegliedert nach verliehenen Ämtern)? 

18. Wie verhalten sich diese Zeiten im Vergleich zu den durchschnittlichen 
Beförderungsstandzeiten bei der Bundesverwaltung? 

19. Wie verhalten sich die aktuellen Beförderungswartezeiten bei den jewei- 
ligen Unternehmen im Vergleich zu den Beförderungszeiten bei der frü- 
heren Deutschen Bundespost, und was sind die Gründe für Abweichungen 
bzw. Unterschiede? 

20. Welche konkreten Auswirkungen hat eine dauerhafte oder vorübergehende 
Zuweisung zu einer Tochter oder Beteiligung der Unternehmen auf die Be- 
förderungsmöglichkeiten? 

21 . Trifft es zu, dass bei einer amtsangemessenen Zuweisung für die Dauer der 
Befristung eine Beförderung nach dem Zuweisungsleitfaden der Deutschen 
Telekom AG ausgeschlossen ist, und wenn ja, warum? 
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22. Welche Schritte sind von den jeweiligen Postnachfolgeunternehmen für die 
Personalentwicklung in der Vergangenheit unternommen worden, und wel- 
che Maßnahmen hält die Bundesregierung konkret für erforderlich sowohl 
im Interesse der Unternehmen als auch der Betroffenen, nicht zuletzt auch 
um deren Einsatzfähigkeit und Verwendbarkeit innerhalb und auch gegebe- 
nenfalls außerhalb der Unternehmen sicherzustellen? 

23 . Welche Maßnahmen sind erforderlich, um die Attraktivität von dienstlichen 
Beurlaubungen von Beamtinnen und Beamten zur Beschäftigung auf der 
Grundlage eines Arbeitsverhältnisses zu verbessern? 

24. Halten die Postnachfolgeunternehmen die bestehenden Regelungen des 
Laufbahnrechts — auch nach der Novellierung der Bundeslaufbahnverord- 
nung - für ausreichend? 

25. Streben die Unternehmen eine Änderung der Laufbahnvorschriften an, und 
wenn — z. B. in Bezug auf die veränderten Aufstiegsmöglichkeiten — ja, in 
welchen Punkten und mit welchem Inhalt? 

26. Welche Haltung hat die Bundesregierung gegebenenfalls zu diesen Vor- 
schlägen der Postnachfolgeuntemehmen? 

27. Sind die jeweiligen Unternehmen bereit, eine erweiterte private Alters- 
vorsorge zu ermöglichen, um eine Beurlaubung attraktiver zu machen, und 
wenn ja, gibt es konkrete Vorschläge, und welche Haltung nimmt die Bun- 
desregierung dazu ein? 

28. Geht die Bundesregierung davon aus, dass vorhandene Beamtinnen und Be- 
amte bei der Deutschen Telekom AG im Zuge einer Weiterentwicklung und 
Modernisierung der Mobil- und Festnetzkommunikation eingesetzt werden 
können? 

29. Beabsichtigt die Bundesregierung, für Beamtinnen und Beamte der Post- 
nachfolgeunternehmen weitere Beschäftigungsmöglichkeiten in der Bun- 
desverwaltung zu schaffen? 

30. Sieht die Bundesregierung realistische Möglichkeiten, Beamtinnen und Be- 
amte der Postnachfolgeunternehmen bei anderen Gebietskörperschaften zu 
verwenden, und welche Voraussetzungen, insbesondere in finanzieller, per- 
soneller, organisatorischer und haushaltsrechtlicher Hinsicht, müssten dazu 
geschaffen werden? 

31. Sind Qualifizierungsmaßnahmen für wechselbereite Beschäftigte vorgese- 
hen, und wenn ja, welche, bzw. wenn nein, warum nicht? 

32. Welche Arbeitszeitregelungen gelten für Beamtinnen und Beamte der Post- 
nachfolgeunternehmen in Verbindung mit welchen Bezahlungsregelungen 
in welchem Einsatzbereich? 

33. In wie vielen Fällen haben die Unternehmen von der Möglichkeit Gebrauch 
gemacht, die regelmäßige Arbeitszeit für die Beamtinnen und Beamten in 
bestimmten Dienstzweigen oder bei bestimmten bediensteten Gruppen zu 
verlängern? 

34. Welche Arbeitszeit gilt für Beamtinnen und Beamte in Zuweisungsfällen? 

35. Welche Arbeitszeitregelungen gelten im Falle einer Abordnung? 

36. Halten die jeweiligen Postnachfolgeunternehmen bzw. die Bundesregie- 
rung weitere Maßnahmen auf dem Gebiet der Arbeitszeit in Verbindung mit 
den Bezahlungsregelungen für denkbar, nützlich und erfolgreich, um die 
Beschäftigungssituation bei den Unternehmen zu verbessern? 

37. Wie viele Frühpensionierungen von Beamtinnen und Beamten wegen 
Dienstunfähigkeit hat es seit dem Jahr 2002 jährlich bei den Unternehmen 
gegeben (bitte unterschieden nach Unternehmen, getrennt nach männlich 
und weiblich und gegliedert nach Laufbahnen und Laufbahngruppen)? 
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38. Mit welchem Lebensalter wurden dienstunfähige Beamtinnen und Beamten 
im vorgenannten Zeitraum zur Ruhe gesetzt (bitte aufgeschlüsselt nach 
vollendeten Lebensjahren und jeweiliger Zugehörigkeit zu den Postnach- 
folgeunternehmen)? 

39. Mit welchen Krankheitsdiagnosen wurden die dienstunfähigen Beamtinnen 
und Beamten im vorgenannten Zeitraum hauptsächlich zur Ruhe gesetzt 
(bitte die je vier häufigsten Ursachen für die Dienstunfähigkeit auflisten)? 

40. In wie vielen Fällen kam es im vorgenannten Zeitraum bei Zurmhesetzung 
wegen Dienstunfähigkeit zu Beanstandungen durch die zuständige Auf- 
sichtsbehörde, und was war der Grund hierfür? 

4L Wie hoch ist die Anzahl der Beamtinnen und Beamten, die einen Antrag auf 
Versetzung in den Vorruhestand nach den bestehenden gesetzlichen Rege- 
lungen gestellt haben (bitte unterschieden nach Unternehmen, getrennt nach 
männlich und weiblich und gegliedert nach Laufbahnen und Laufbahngrup- 
pen)? 

42. Wie hoch ist die Anzahl der Beamtinnen und Beamten, die einen Antrag auf 
Versetzung in den Vorruhestand nach den bestehenden gesetzlichen Rege- 
lungen stellen können und davon voraussichtlich Gebrauch machen werden 
(bitte unterschieden nach Unternehmen, getrennt nach männlich und weib- 
lich und gegliedert nach Laufbahnen und Laufbahngruppen)? 

43. Wie hoch ist die Zahl der Beamtinnen und Beamten, die bei den Postnach- 
folgeunternehmen seit 2003 wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand 
versetzt worden sind, und wie hoch ist die Zahl derjenigen, die die Möglich- 
keiten des gesetzlichen Vorruhestands in Anspruch genommen haben (bitte 
unterschieden nach Unternehmen, getrennt nach männlich und weiblich 
und gegliedert nach Laufbahnen und Laufbahngruppen)? 

44. Welche Unterschiede bezüglich der Tragung der Versorgungskosten beste- 
hen zwischen denjenigen Beamtinnen und Beamten, die infolge von Dienst- 
unfähigkeit in den Ruhestand versetzt worden sind, und denjenigen, die die 
Vorrahestandsregelungen in Anspruch genommen haben? 

45 . Wie hoch ist die Zahl der Beamtinnen und Beamten, bei denen seit 1 999 von 
dem Instrument der begrenzten Dienstfähigkeit statt einer Versetzung in den 
Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit bei den Postnachfolgeunternehmen 
Gebrauch gemacht worden ist (bitte unterschieden nach Unternehmen, ge- 
trennt nach männlich und weiblich und gegliedert nach Laufbahnen und 
Laufbahngrappen)? 

46. Wie hoch ist die Zahl der Beamtinnen und Beamten, bei denen seit 1998 von 
dem Instrument der Reaktivierung nach Wiederherstellung der Dienstfähig- 
keit bei den Postnachfolgeunternehmen Gebrauch gemacht worden ist (bitte 
unterschieden nach Unternehmen, getrennt nach männlich und weiblich 
und gegliedert nach Laufbahnen und Laufbahngrappen)? 

47. Welche Gründe führen die Postnachfolgeunternehmen für die Handhabung 
die Instrumente der begrenzten Dienstfähigkeit und der Reaktivierung nach 
Wiederherstellung der Dienstfähigkeit an und welche Ansicht vertritt dazu 
die Bundesregierung? 


Berlin, den 22. April 2009 

Dr. Guido Westerwelle und Fraktion 
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